
Staat bezeichnet und die Notwendigkeit der Anerken­
nung der DDR und ihrer Aufnahme in die UNO unter­
strichen. Mrs. D a l e s  (Sekretärin des britischen Ver­
teidigungskomitees für verfolgte Naziopfer) hob be­
sonders die dem Frieden und der Völkerverständigung 
dienende Außenpolitik der DDR hervor, die in Art. 6 
auch verfassungsrechtlich bekräftigt werde.
Außerordentlich interessante Gedanken zur Überwin­
dung der Sperrklauselpraxis in der UNO entwickelte 
Prof. Dr. P i n t o' (Juristische Fakultät der Universität 
Paris). Er erinnerte daran, daß er bereits vor 10 Jahren 
für die Anerkennung der DDR eingetreten sei. Die 
Sperrklauselpraxis der UNO, die dem Beitritt der DDR 
zu einer Anzahl von Konventionen — einschließlich der 
beiden Menschenrechtskonventionen — entgegenstehe, 
sei unrichtig. Da in der UNO Länder aller drei Staa­
tengruppen der Erde vereinigt sind, müsse auch jeder 
Staat — ungeachtet seiner gesellschaftlichen Struktur 
— die Möglichkeit haben, den Konventionen der UNO 
beizutreten. Wenn alle die Staaten, die diplomatische 
Beziehungen zur DDR unterhalten, z. B. die Menschen­
rechtskonventionen nur mit dem Vorbehalt Unterzeich­
neten, daß die Vollversammlung oder der General­

sekretär der Vereinten Nationen die DDR ebenfalls zur 
Unterzeichnung dieser Konventionen auffordere, könnte 
auf diesem Weg die Sperrklauselpraxis überwunden 
werden. Eine Unterzeichnung der beiden Menschen­
rechtskonventionen durch die DDR sei auch deshalb 
wünschenswert, weil — wie sich das auch aus der 
neuen Verfassung ergebe — die gesellschaftliche Rea­
lität der Verfassung der DDR über die Forderungen 
aus den Menschenrechtskonventionen noch hinausgehe. 
Prof. Dr. S t e i n i g e r  (Direktor des Instituts für Völ­
kerrecht an der Humboldt-Universität Berlin) faßte in 
seinem Schlußwort die Ergebnisse des Kolloquiums zu­
sammen und bewertete es als einen Erfolg bei der 
Vertiefung der Menschenrechtsproblematik. Ungeachtet 
unterschiedlicher Auffassungen in Einzelfragen sei vor 
allem die Tatsache hervorzuheben, daß alle Teilnehmer 
hinsichtlich der Universalität der UNO und ihrer Kon­
ventionen sowie hinsichtlich des Zusammenhangs zwi­
schen Frieden, Sozialismus und Menschenrechten ein­
helliger Meinung waren.
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Zum Regierungsentwurf eines Gesetzes über die rechtliche Stellung 
der unehelichen Kinder (Unehelichengesetz)

Zur Reform des sog. Unehelichenrechts in Westdeutsch­
land liegt nunmehr ein Regierungsentwurfi vor. Bun­
desregierung und Bundesrat haben ihm zugestimmt; 
die erste Lesung im Bundestag hat stattgefunden. Es 
kann erwartet werden, daß dieser Teil der Familien­
rechtsreform — seit nunmehr 19 Jahren verfassungs­
mäßiger Regierungsauftrag — demnächst abgeschlos­
sen wird.
Dem vom SP-Justizminister Heinemann vorgelegten 
Regierungsentwurf war ein Referentenentwurf vor- 
ausgegangen1 2, der äußerst lebhaft diskutiert worden 
ist. „Der Regierungsentwurf behält sowohl die Grund­
sätze als auch die Einzelregelungen des Referentenent­
wurfs im wesentlichen bei.“3 Deshalb kann auch 
unsere Einschätzung des Regierungsentwurfs nicht 
prinzipiell anders sein als diejenige, die wir zum 
Referentenentwurf veröffentlicht haben4. Dennoch ist 
es angebracht, zum Regierungsentwurf nochmals Stel­
lung zu nehmen, da die in ihm enthaltenen Ände­
rungen keineswegs unwichtig sind. Sie zeigen den 
Spielraum, der progressiven Bemühungen auf diesem 
Teilgebiet heute — wo viele Länder bereits jegliche 
Diskriminierung der unverheirateten Mutter und ihres 
Kindes beseitigt haben — in der Bundesrepublik ge­
geben ist. Die Konstanz in der Gesamtanlage und im 
Gesamtaufbau beider Entwürfe macht den rechtspoli­
tischen Ausgangspunkt und die Zielstellung noch deut­
licher.
Die bedeutsamsten Änderungen im Regierungsentwurf 
im Vergleich zum Referentenentwurf beziehen sich 
auf die Rechtsstellung der Mutter und auf das Erb­
recht. Es bleibt bei der Einsetzung eines Beistands

1 Entwurf eines Gesetzes über die rechtliche Stellung der 
unehelichen Kinder, Bundestagsdrucksache (5. Wahlperiode) 
V/2370 (vom 7. Dezember 1967).
2 Vgl. Knöpfei, „Der Regierungsentwurf zum Unehelichen- 
recht“, FamRZ 1967, Heft 11, S. 581 ff.
3 Knöpfei, a. a. O., S. 582.
4 Grandke, „Zum Referentenentwurf eines Gesetzes über die 
rechtliche Stellung der unehelichen Kinder (Unehelichen­
gesetz)“, NJ 1967 S. 259 ff.
5 § 1710 in der Fassung des Referentenentwurfs gab dem Bei­
stand eine allgemeine Überwachungsfunktion mit entspre­
chenden Rechten des Beistands und Auskunftspflichten der 
Mutter. Diese Bestimmung wurde gestrichen.

kraft Gesetzes, doch seine Befugnisse sind begrenzter, 
als das ursprünglich vorgesehen war5. Die Bedingun­
gen für die Aufhebung der Beistandschaft wurden er­
leichtert6. Das Kind erbt bei Vorhandensein ehelicher 
Kinder des Vaters. Ihm soll ein Erbersatzanspruch in 
Geld in der Höhe des gesetzlichen Erbrechts eines 
ehelichen Kindes zustehen7. In gleicher Weise sollen 
das Kind und seine Abkömmlinge vom Vater und sei­
nen Verwandten beerbt werden können.

Beibehaltung der bisherigen Konzeption 
des „Unehelichenrechts“

Unsere Meinung zum Referentenentwurf hatten wir 
dahingehend zusammengefaßt, daß mit ihm die will­
kürliche Benachteiligung des Kindes, vornehmlich des­
sen materielle Schlechterstellung, abgebaut, die Dis­
kriminierung von Mutter und Kind aber nicht besei­
tigt wird. Die gleiche Gesamtaussage enthält der Re­
gierungsentwurf. Er geht nur noch einen Schritt wei­
ter, indem er materielle Nachteile besser ausgleicht 
und die diskriminierende Gesamtaussage noch mehr 
verschleiert.
Der Regierungsentwurf ist eine Gesetzesvorlage, in 
der eine Vielzahl kritischer Gedanken zur bisherigen 
Rechtslage und zum Referentenentwurf« berücksichtigt 
wurden, in der viele Vertreter der Interessen des 
Kindes ihre Vorschläge wiederfinden w'erden, in der 
durchaus ein gewisser gesellschaftlicher Fortschritt 
enthalten ist — und dennoch ein Gesamtergebnis er­
reicht wird, das für Mutter und Kind diskriminierend
6 Nach dem Referentenentwurf (§ 1706 Abs. 2) konnte die Bei­
standschaft auf Antrag der Mutter aufgehoben werden, „wenn 
es dem Wohle des Kindes entspricht“. Hier wurde die Beweis­
last zugunsten der Muttter geändert. Die Beistandschaft ist 
aufzuheben, „wenn die beantragte Anordnung dem Wohl des 
Kindes nicht widerspricht“ (§ 1706 Abs. 2 des Regierungsent­
wurfs) .
7 Nach dem Referentenentwurf (§§ 1930a bis e und 1934a) 
sollte das uneheliche Kind neben ehelichen Kindern nicht zur 
Erbfolge berufen sein. Künftig soll es erben und den ehelichen 
Kindern wirtschaftlich gleichgestellt sein. Es bekommt einen 
Geldanspruch, wird aber in die Erbengemeinschaft nicht auf­
genommen. Vgl. insbes. §§ 3934a bis e des Regierungsentwurfs.
8 Die wichtigsten Beiträge sind bei Bosch, „Unehelichenrecht 
als Diskussions- oder Streitgegenstand?“, FamRZ 1967, Heft 10. 
S. 517 ff., zusammengefaßt.
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